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EVP empfiehlt 6 x Ja und 1 x Nein
Die Parteiversammlung der kantonalen EVP empfiehlt mit Ausnahme der Steuersenkungsvorlage sämtliche am 3. März 2013 zur Abstimmung gelangenden Vorlagen zur Annahme.  
Mit dem vorgeschlagenen neuen Verfassungsartikel zur Familienpolitik soll die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit gefördert werden, indem ein bedarfsgerechtes Angebot an familien- und schulergänzenden Tagesstrukturen geschaffen wird. Zuständig dafür bleiben Kantone und Gemeinden, der Bund würde aber gesetzgeberisch aktiv, wenn die Kantone oder Dritte ihre Aufgabe ungenügend wahrnehmen. Die Versammlung anerkannte die heutigen veränderten Familienstrukturen, die zunehmend verlangen, dass Mütter aktiv einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Weiter ist auch die Arbeitswelt immer mehr interessiert, dass die heute gut ausgebildeten Frauen nach der Geburt eines Kindes wieder ins Erwerbsleben zurückkehren. Fehlende Arbeitskräfte können sonst vielerorts, wie im Pflegebereich, nur mit Ausländerinnen besetzt werden. Die einstimmige Zustimmung entsprach den in der Diskussion geäusserten Voten.

Bei der Präsentation der Abzockervorlage wurde festgestellt, dass sowohl Befürworter wie Gegner gegen die Abzockerei sind. Der direkte Vergleich von Initiative und Gegenvorschlag überzeugte die anwesenden Mitglieder, dass nur der Initiativtext die empörenden Lohnexzesse, wie wir sie in den letzten Jahren bis in die jüngste Vergangenheit erlebt haben, wirkungsvoll unterbinden kann. Die Versammlung stimmte deshalb einstimmig für die Annahme der Initiative. 

Leicht hatte es die Vorlage zum Raumplanungsgesetz, entspricht doch der verantwortungsvolle Umgang mit den Landreserven  einem der EVP Ziele. Dass in einzelnen Kantonen zu grosse Baulandreserven zurückgezont werden müssen, muss in Kauf genommen werden, damit die Zersiederlung der Landschaft gestoppt werden kann. Die Ja- Parole wurde deshalb auch zu dieser Vorlage einstimmig beschlossen. 

Die kantonalen und städtischen Vorlagen wurden von Kantons- und Grossstadtrat Rainer Schmidig vorgestellt. Es gelang ihm die Vesammlungsteilnehmer zu überzeugen, dass das Areal der Stahlgiesserei die einzig realistische Möglichkeit darstellt,  innert nützlicher Frist in Zentrumsnähe die für den Schul- und Vereinssport dringend benötigte Sporthalle zu bauen. Die zwischen Stadt und Kanton abgesprochenen Nutzungsrechte für die Sport- wie die Veranstaltungshalle entspricht einer win-win Situation für alle Beteiligten. Deshalb wurde auch hier die Zustimmung sowohl zum städtischen wie kantonalen Kredit beschlossen.
Die Volksinitiative „Steuern runter“ war schnell besprochen, denn sie liegt bei der jetzigen Finanzlage des Kantons völlig quer in der Landschaft. Das einstimmige Nein war die unmissverständliche Antwort an die Initianten.
Den Abschluss bildete die städtische Vorlage zum Wohnentwicklungsfonds. Als Mitinitiant konnte Rainer Schmidig die Versammlungsteilnehmer überzeugen, dass es sinnvoll ist, wenn Erträge aus Landverkäufen in Zukunft in diesen Fonds  fliessen und damit der Stadt Geld für Investitions- und Aufwertungsmassnahmen zur Verfügung steht. Auch dieser Vorlage wurde ohne Gegenstimme zugestimmt.
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